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Beschluß Nr" tgOlgl

Benennung eines neuen Mitgliedes für den
Kreisausschull des l,andkreises Havelland

Der Kreistag benennt, für den aus dem Kreistag
ausgeschiedenen Herrn Dr. Schulze, den Abgeordneten
Siegfried Maßloch (F.D.P.-Fraktion) als neues
Mitglied für den Kreiaurschuß des l^andkreises
Havelland.
Die bisherige Stellvertreterregelung bleibt unberührt.

Beschluß Nr. 19L195

5, Erhebung Jagdsteuer

Der Kreistag beschließt die in der Anlage ersichtliche
Jagdstcuersatzung für den l-andkreis Havelland.

Beschluß Nr. 192195

Venvendung der Mehreinnahmen 1995 aus der
llrhebung Jagdsteuer für die Förderschule premnitz

Der Kreistag beschließt, die aus der Erhebung der
Jagdsteuer für das Jahr 1995 anfallenden Mehr-
cinnahmen, sollen Liber den Nachtragshaushalt 1995 der
F'örderschule Premnitz für mobiliare Schulausstattuns
zur Verfügung gestellt werden.

\' Beschluß Nr. l93l9i

'hägerschaft 
der Jugendherberge Milow

Der Kreistag beschließt:

1. Der Berchiul3 des Kreistages Rathenow, Nr. I3Llgz
vrrm 23.04.19q2 wird aufcehoben_

2. Der Landrat wird ermächtigt, deo Nutzungsvertrag
des landkreises mit dern Deutschen Jugendherbergs-
werk vom 02.09.191)2 z_um nächstmöglichen Zeitpunkt
im Einvernehmcn zwirchen den Vertragsparteien zu
lösen.

Beschluß Nr. lg4lgs

tJbergabe der Trägerschaft über die Einrichtung
"Wohnen für geistig Behinderte", Ruppiner Straße
30132,14612 Falkensee

Der Kreistag beschließt, die Wohnstätte für geistig
Behinderte in Falkensee einschließlich dem Objekt für
eine Außenwohngruppe, Waldstraße 4 auf Grundlage
der Ausschreibung vom 09.01 .1995 ab 01.03.1995 in
Trägerschaft der

I,ebenshilfe
ftir Menschen mit geistiger Behinderung
Kreisvereinigung Nauen e.V.

zu übergeben.

Gleichzeitig ist der l:ndrat des t^andkreises Havelland
beauftragt, die entsprechenden Verhandlungen zur
Trägerschaft zu führen.

Beschluß Nr. lgllgs

Wappen für den l-andkreis Havelland

1. Der Kreistag beschließt, gem. $ Z9(2) l_andkreis_
ordnung des [-andes Brandenburg das in der Anlage
ersichtliche Wappen des landkreises Havelland zu
führen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, gem. $ 1 VO komm.
Hoheitszeichen [-and Brandenburg die Genehmigung für
das Wappen beim Innenministerium einzuholen und die
endgültige grafischen Bearbeitung für Wappen und
Siegel in Auftrag zu geben (Kosten ca. 6000,00 DM)
sowie die Lizpnzrechte bei der entwerfenden Grafikerin
Ruth Peschel (1500,00 DM) zu erwerben.

Beschluß Nr. l96lgs

Reduzierung der Auflagenhöhe des Amtsblattes

Der Kreistag beschließt, die Kreisverwaltung Havelland
wird beauftragt die Auflagenhöhe des "Amtsblatt für den
l^andkreis Havelland" auf momentan 900 Exemplare zu
reduzieren.
Die Anzahl der Exemplare ist, wenn sich der Bedarf
ändern sollte, nach oben oder unten zu korrigieren.
Der Seitenumfang des Amtsblattes soll sich jeweils nach
dem benötigten Platzbedarf richten.
Die bisherige Zweispaltigkeit und Schriftgröße wird
beibehalten.
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Beschluß Nr. L97195

Stellenplanänderung

Der Kreistag beschließt, daß drei Stellen (l,lN) des
Dezernates I, Amt 10, dem Dezemat IV, Amt 63, mit
sofortiger Wirkung innerhalb dqs Stellenplanes der
Kreisverwaltung zugeornet werden.

Beschluß Nr. 201195

Benennung eines neuen Mitgliedes ftir den Ausschuß
Soziales/B/I(S des t-andkrcises Havelland

Der Kreistag benennt, für die aus dem Ausschuß
SozialeslB/I(S ausgeschiedene Frau Ines Kubenz, den
Abgeordneten Dr. Rolf Bauer (F.D.P. - Fraktion) als
neues Mitglied für den Ausschuß Soziales/B/[VS des
l:ndkreises Havelland.
Die bisherige Stellvertreterregelung bleibt unberührt.

Beschluß Nr. 2A2Ds

Stellungnahme des Kreistages Flavelland zu einem
Gesetzentwur{ zur Andemng der Kommunalverfas-
surg des Landes Brandenbu rg (PtlS- l-andtagsfraktion)

Der Kreistag beschließt:

1. Der Kreistag Havelland lehnt den Gesetz.entwurf der
PDS - landtagsfraktion zum "Geserzzur Änderung der
Kommunalverfassung des l-andes Brandenburg" (siehe

Anlage Drucksache 21216) ab.

2. Der Vorsitzende des Kreistages Havelland wird

beauftragt, auf einer geplanten Anhörung dem Ausschufj

für Inneres im l^andtag des l-andes Brandenburg das

Votum des Kreistases mitzuteilen.

Beschluß Nr. 2A3Ds

Vergabe des Rettungsdienste im l,andkrei^s
Havelland

Der Kreistag beschließt auf Basis des $ 5, Abs. 1

BbgRettG:

Mit Wirkung vom 01.07.1995 wird die Durchführung

des Rettungsdienstes im l-andkreis Havelland an den

ASB OV Nauen e.V.lOV Rathenow e.V. übertragen.

Genehmigungsbescheid zur Jagdsteuersatzung
des l-andkr.eises Havelland

Das Ministerium des Innem des Landes Brandenburg
erteilte mit Schreiben vom 7. April 1995 die
Genehmigung zur Jagdsteuersatzung des landkreises
Havelland.

J agdsteuersatzung des l-andkreises Havelland

Der Kreistag des l-andkreises Havelland hat in seiner
Sitzung am 2O.O2.1995 aufgrund der $$ 74 und 75
Gemeindeordnung und $ 29 Abs. 2 Nr. 9 I.-and-
kreisordnung (GVBI. BB 1993 S. 398 ff) und der gg 1
bis 3 KAG (GVBI. BB 1991 S.200 ff) folgende
Jagdsteuersatzun g beschlos.sen :

4

s 1

Steuergegenstand

Gegenstand der Steuer ist die Ausübung des Jagdrrchts
($ 1 Bundesjagdgesetz) auf Grundstücken eines im
Kreisgebiet liegenden Jagdbezirkes. Als Ausübung des
Jagdrechts gilt auch der dem Jagdausübungsberechtigten
obliegende Jagdschutz ($$ 23, 25 des Bundasjagd-
gesetzes). Das Jagdrecht wird auch ausgeübt, wenn nur
von einer der in $$ 1 und 23 des Bundesjagdgesetzes
aufgeführten Befugnisse Gebrauch gemacht wird.

s 2

Steuerpflicht und l{aftung

(1) Steuerpflichtig ist, wer das Jagdrecht ausübt oder

durch Dritte ausüben läßt. Mehrere Steuerptlichtige ri66./

Gesamtschutrdner.

(2) Neben einer Jagdgenos.senschafl haften deren

Mitglieder als Gesamtschuldner. Bei verpachteten

Jagden haften der Verpächter neben dem Pächter, im

Falle der Unterverpachtung der Verpächter und der

Pächter neben dem Unterpächter für die Steuer als

Gesamtschuldner. [äßt der Jagdausübungsberechti gte

das Jagdrecht durch einen Dritten aufierhalb des

Rahmens eines Dienstverhältnisses ausüben, so haftet

der Dritte neben dem Jagdausübungsberechtigten für die

Steuer als Gesamtschuldner.
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s 3

Steuermaßstab

(1) Steuermaßstab ist der Jagdwert.

(2) Bei verpachteten Jagden gilt als Jagdwert das vom

Pächter zu entrichtende Entgelt (Pachtpreis zuzüglich
des Wertes der vereinbarten Nebenleistungen, jedoch

ohne den etwa übemommenen Wildschadenersatz). Im
Falle der Unterverpachtung gilt als Jagdwert das vom
Unterpächter zu entrichtende Entgelt, anderenfalls das
voni Pächter zu entrichtende Entselt.

(3) Bei nicht verpachteten Jagden gilt als Jagdwert der
Wert, der sich aus den auf den Hektar umgerechneten
Jagdwerten aller verpachteten gleichgearteten

Jagdbczirke im Kreis ergibt. Sofern im Kreisgebiet
u,eniger als drei glcichgeartete Jagdgebiete vorhanden

Lr sind, ist einc entsprechende Anzahl gleichgearteter

Jagdbezirke angrenzender Kreise heranzuziehen.

$ 4

Jagdwert bei Gebietsüberschneidungen

Erstreckt sich ein Jagdbezirk auf das Gebiet anderer
kreisfreier Städte oder Kreise, so ist der Jagdwert des im
Kreisgebiet liegenden Teiles nach dem im g 3 Abs. 2
festgesetzten Betrag zu errechnen.

$ s

Steuersat4 Steuerjahr, Entstehung der Steuerpllicht

(1) Der Steuersatz beträgt jährlich 10 v. H. des zu
Beginn des Steuerjahres geltenden Jagdwertes.
Stcuerjahr ist das Jagdjahr (01. April bis 3i. März) oder

\- clas Fachtjahr, wenn dieses vom Jagdjahr abweicht; es
rvird nach der Jahreszahl bezeichnet, in dem es beginnt.
Die .Tagldstcuer wird mit Beginn des Jagdjahres vom
01.0,1"i9c-)-5 für den Landkreis Havelland erhoben.

(2) Die Steuerschuld entsteht mit dem Beginn des
Steuerjahres oder wenn die Voraussetzungen lür die
Ausütrung des Jagdrechtes erst während des Steuerjahres
eintrelen - mit dem Eintreten der Voraussetzunqen.

s 6

Festsetzung und Fälligkeit der Steuer

(1 ) Die Steuer wird für jedes Steuerjahr (g 5 Abs. 1,
Satz 2; dr-rrch schriftlichen Bercheid festgesetzt. Beginnt
oder enclet die Steuerpflicht im Laufe des Steuerjahres,
so wird die Steuer für den betreffenden Zr,itraom
t-estgesetzt; etwa zu viel gezahlte Beiträge sind zu
erstatten.

(2) Die Steuer wird einen Monat nach Zugehen des
Steuertrescheides lalI i s.

L

s 7

Pllichten der Steuerpflichtigen

Auf Verlangen hat der Steuerpflichtige innerhalb der
vom Kreis gestellten Frist den Pachtvertrag, den
Unterpachtvertrag oder deren Änderung vora:legen
sowie schriftlich oder mündlich Auskünfte zu erteilen
und andere Unterlagen zur Einsicht und Prüfung
vorzulegen, soweit die Auskünfte und Unterlagen für
diese Steuerpflicht von Bedeutung sind; g 97 der
Abgabenordnung bleibt unberührt. Kommt er diesen
Pflichten nicht nach und ist deshalb die Errechnung der
Steuer nicht möglich, so kann der Jagdwert geschätä
werden.

s 8

Steuerermäßigung, Steuerbefreiung

Aus Billigkeitsgründen, insbesondere zur Vermeidung
sozialer Härten, kann aui Antrag Steuerermäßigung oder
Steuerbefreiung gewährt werden.

s e

Rechtsmittel und Zwangsmaßnahmen

(1) Auf Rechtsbehelfe sind die Bestimmungen der
Verwaltungsgerichtrcrdnung (in der Fassung der
Bekanntmachung vom 19. März 1991 BGBI. I S. 686) in
ihrer jeweiligen Fa-ssung anzuu'enden.

(2) Für Zwangsmaßnahmen aufgrund dieser Satzung gilt
das Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das t:nd
Brandenburg f/wVG Bbg.) vom 18. Dezember 1991
(GVBI. Bbg. S. 661 ff) in seiner jeweiligen Fassung.

s 1 0

0rdnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des g 15 Abs. 2 Buchstabe
b des KAG Bbg. vom 27. Juni 1991 (GVBI. Bbg. S. 200
ff) handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig entgegen
$ 7 auf Verlangen den Pachtvertrag, den Unterpacht-
vertrag oder deren Änderungen sowie andere Unterlagen
nicht vorlegt oder Auskünfte nicht erteilt.

s 1 1

Inkrafttreten

Diese Jagdsteuersatzung tritt am Tage nach der
Bekanntmachung in Kraft.

Dr. B. Schröder
l:ndrat

Eule

Amtsleiter

G. Thierbach
Vorsitzender Kreistag



Seite 64 Amtsblatt für den l-andkreis Havelland 1995

ÖIfenttiche Bekanntmachung des Kreiswahlleiters
gemäß S$ 31 Abs. I und 82 Abs. I KWahlV über die

Zusammensetzung des Kreistages Havelland per

1 5.03. 1995 unter Berücksichtigung bisher er{olgter

Bemfungen von Ersatzpersonen sowie ausge-

schiedener BrsatzPersonen

Fraktion der SPD (21' Sitze)

1. Herr Peter Weisner
2.Hen Helmut Wemicke nachgerückt für

Herrn Manfred lrndt

3. Frau Eveline Briest nachgerückt für
Herrn Dr. Horst Rosner

4. Herr Gerhard Thierbach
5. Hen Henry Barth nachgerückt für

Herrn SR Eberhard
Schultrich

6. Herr Christian Maaß
7. Herr Ulrich Bersiner
8. Herr Dietmar Kratzsch nachgerückt für die

ausgeschiedene Ersatz-
perscln für
Herrn Jörg Grigoleit,
Herrn Ulrich Grau

9. Hen Dr. Günter Neumeister

10. Hen Gerd Falk

11. Hen Dr. Adolf Krentz

12. Hen Bruno Görges nachgerückt für
Herrn Eberhard Hesse

13. Hen Erwin Bathe nachgerückt für
Frau Angelika
Krüger-[rißner

14. Herr Dr. Andreas Vödisch

15. Herr Hans-Joachim Schneider
16. Herr Dr. ChristoPh Janssen
17. Frau Heidemarie Crone nachgerückt für

Herrn Dr. Burkhard
Schröder

18. Hen Jürgen Plückhahn
19. Herr Heiko Müller
20. Hen Andrea-s Schwinge nachgerückt für die aus-

geschiedenen ErsatzPervl-
nen für
Herm Johannes Amold,
Herr Eckard Ollmann und

Herr Udo APPenzeller

21. Hen Joachim Krause

Fraktion der CDU (10 Sitze)

1. Herr Dieter Dombrowski
2.lfen Alfred van den Borg nachgerückt für

Herm Dr" Rüdiger Thurm

3. Herr Dr. Klaus Jahnke
4. Frau Renate Wolf

5. Herr Holger Schiebold
6. Herr Jürgen Wandke
7. Hen Horst Zade
8. Herr Bodo Oehme
9. Frau Antje Fredrich
10. Hen Reinhard Schmidt nachgerückt für

Herm MR Dr.
Dietrich Hampel

Fraktion der PDS (9 Sitze)

1. Herr Gerd Wollenzien
2. Hen Christian Görke
3. Frau Ellen Gajdecki
4. Herr Dr. Heinz Schirrholz
5. Herr Peter Noel nachgerückt für 4

Herrn Günter Desner
6. Herr Dr. Harry Rackwitz
7. Herr Dr" Volker Schulz
8. Herr Bemhard Buck
9. Herr Dietmar Rüggen

Fraktion der F.D.P. (4 Sitze)

1. Herr Rolf Bauer nachgerückt für
Herrn Dr.
Hans-Hermann Schultze

2. Frau Sybille Heling
3. Herr Siegfried Maßloch
4. Herr Torsten Fehlow nachgerückt für

Frau Ines Kubenz

Fraktion der Bauemverbände
Kreis Havelland (2 Sitze)

1. Herr l-othar Görne
2. Herr Siegfried Böttcher

Fraktion NEUES FORUM/Bürger Bündnis (2 Sitze)

1. Frau Ute GröIl nachgerückt für
Herrn Rene Zander

2. Hen Heiko Tybussek nachgerückt für die
ausgeschiedene
Ersatzperson für
Frau Katrin Stutzer,
F{en Jörg Meyer

Marquardt
Kreiswahlleiter

J
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Allgemeinverfügung

zur Bestimmung des Fahrweges für die Befiirderung
bex;timmter gefihrlicher Güter im Gebiet des
l,andkreises Havelland

Aufgrund der $$ 7 und 7a i.Y. mit S 7 Abs. 3 der
Verordnung über die innerstaatliche und grenz-
überschrei tende Beförderung gefährl icher Güter auf
Straßen (Gefahrgutverordnung Stral3e - GGVS) vom
13. November 1990 (BGBL I S.2453) wird hiermit
unter Nr. 2 der Fahrweg im l-andkreis Havelland für die
Befördcrung der unter Nr. 1 aufgeführten gelährlichen
Güter bestimmt.

l. Bestimmung der Güter

U
1.1 Verflüssigte brennbare Gase der Klasse 2, die in der

Anlage A Randnummer 2201 Ziffer 4b (Propan/Butan -

Gemirch) genannt sind ($ 7 (1) GGVS).

1.2 Entzündbare flüssige Stoffe der Kla-sse 3, die in der

Anlage A Randnummer 230l Ziffer 1 bis 6 genannt sind

und die unter die Buchstaben a) oder b) fallen (2.8.

Benzin) ($ 7a GGVS).

2. F-ahrweg

2.1 Al lgemeines

Fahrweg sind ciie zu dem Positivnetz nach Nr. 2.2

zählenden Straßen, sr:weit erforderlich, die kürzesten

geeigneten Straßen nach 2.4.

Ausgeschiossen als Fahrweg sind die Straßen des

Negafivnetzes nach Nr. 2.3, es sei denn, daß eine

\, Ausnahmezulassung vorliegt.

2.2 Posit ivnetz

Zum Fositivnetz zAhlen

außerhalb geschlorsener Ortschaften

Bundes-straf"]en

Landcsstraßen

i nnerhal b geschl os.sener Ortschaften (Zeichen

310 und 31 1) der Straßenverkehrsordnung
(stvo)

Vorfahrtstraßen (Z1eichen 306 StVO),

slrveit cliese Straßen nicht zum Negativnetz gehören.

2.3 lt{6:gativnetz

Das Negativnetz besteht aus den mit den Znichen 26I

und 269 SIVO oder mit anderen Fahrverbotszeichen der

SIVO gekennzeichneten Stral3en sowie aus dem

Absc-hnitt der

[-andstraßen

LIO 151 Nauen - Markee
2,0 km

LIO 151 Ketzin. Werdersche Str.
Havelfähre Havel

LIO l4O Milow - Jerchel
3,0 km

LIO I37 Premnitz - Milow
1.7 km

LIIO 8 Friqsack, Kleßener Str.
1.5 km

LIIO 101 Brädikow - Wagenitz
2.0 km

LIIO 117 Gohlitz - Niebede
1,5 km

LIIO 95 Wansdorf - Kreuzung Pausin
1.0 knr

LIIO 103 Hertefeld - Abzweis Teufelshof
0,5 km

Kreisstraße

Na IX Tremmen - T.achow
5,0 km

Gemeinde- Brieselang, Vorholzstraße,
straße Maxim-Gorki-Straße

0,3 km

2.4 Kürzeste geeignete Straßen

Soweit das Ziel auf Strecken des Positivnetzes nicht er-
reicht werden kann, führt der Fahrweg über den
kürzesten geeigneten Fahrweg. Hierbei sind möglichst
Vorfahrtsstraßen zu benutzen.

Die Eignung dieses Fahrweges wird z.B. durch die
Straßenbeschaffenheit, durch die Verkehrssituation und
bercndere Risiken im Anliegerbereich (2.8.
Kindergärten, Schulen, Krankenhäuser) best i mmt.

Ist der Beförderer bzw. der Fahrer über die Eignung
dieser Straßen im Zweifel, muß er die zuständige
Straßenverkehrsbehörde befraeen.

3. Benutzung des Fahnveges

3. 1 Fahrweg außerhalb geschlossener Ortschaften

Für die Fahrt von der Beladestelle zu der der
Beladestelle nächstgelegenen Autobahn -

Anschlußstelle sowie von der Entladestelle
nächstgelegenen Autobahn - Anschlußstelle zu der
Entladestelle sind, soweit wie möglich, die Straßen des
Positivnetzes (Nr. 2.2) zu benutzen.

L-
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Dabei gilt der Grundsatz, daß auf dem kürzesten Weg

die ranghöchste vorhandene Straße anzufahren und zu

benutzen ist.

Soweit geschlossene Ortschaften über Umgehungs-

straßen umfahreri werden können. sind diese zu

benutzen.

3.2 Fahrweg innerhalb geschlossener Ortschaften

Innerhalb geschlossener Ortschaften sind Vorfahrts-

straßen (Zeichen 306 SIVO) zu benutzen.

Soweit die Be- und Entladestellen nicht an diesen

Straßen liegen, sind die Ziele von den Vorfahrtsstraßen

aus auf den kürzesten geeigneten Straßen anzufahren (s.

N r .2 .4 ) .

Der Durchgangsverkehr muß auf der ranghÖchsten

Straße des innerörtlichen Positivnetzes fahren.

3.3 Umwegeregelung auf sonstigen geeigneten Straßen

Beträgt der Fahrweg zur Entladestelle über die Strecken

des Positivnetzes und die kürzesten geeigneten Straßen

mehr als die doppelte Entfernung gegenüber einern Weg

auf sonstigen geeigneten Straßen, so kann ausnahms-

weise dieser Weg gewählt werden.

4. Beschreibung des Fahrweges für den

Fahrzeugfühner

4.1 Außerörtlicher Fahnrres

Der Beförderer oder eine von ihm beauftragte Person hat

den außerörtlichen Fahrweg nach dieser Allgemein-

verfügung, z.B. durch farbliche Kennzeichnung in

Straßenkarten oder durch eine Auflistung der Straßen , in

der Reihenfblge ihrer Benutzung schriftlich zu

beschreiben. (Als Straßenkarte genügt die gültige

Fassung einer handelsüblichen Straßenkarte oder eine

Kopie davon, wenn diese den Fahrweg zrveifelsfrei

erkennen läßt.)

4.2 Innerörtl ichei l-rahrweg

Eine Beschreibung des innerörtlichen Fahrweges bedarf

es nicht, wenn sich das Fahrzeug auf dem nach den Nr. 2

und 3 beschriebenen Netz befindet. Ansonsten ist der

Fahrweg entsprechend Nr. 4.I zu beschreiben.

4.3 Mitführungspflicht

Der Fahrzeugführer hat die Fahrwegbeschreibung

während der Fahrt mitzutühren, soweit sie erforderlich

ist. Der Beförderer oder eine von ihm beauftragte Person

hat den Fahrzeugführer in den Gebrauch der

Fahrwegbeschreibung und dieser All gemei nverfügung

vor der ersten Beförderung einzuweisen.

4.4 Abweichung aus unvorhergesehenen Gründen

Mufi der Fahrzeugführer aus unvorhergesehenen
Gründen von dem beschriebenen Fahrweg abweichen, so
hat er unverzüglich nach Erreichen einer geeigneten
Haltemöglichkeit den von der Fahrwegbeschreibung
abweichenden Fahnrreg in die Fahrwegbeschreibung
einzutragen.

(Dies gilt gemäß $ 7 Abs.3 GGVS nicht, mweit der
Fahrer einer ausgewiesenen Umleitungsstrecke folgt.)

4.5 Aufbewahrungspfl icht

Die Unterlagen nach den Nr. 4.1 und 4.2 sind vom
Be{örclerer drei Jahre aufzubewahren.

5. Übergangsregelung an den Kreis- und
[,andesgrenzen

Bei Beförderungen aus dem Gebeit einer anderen für die
Fahrwegbestimmung zuständigen Behörde ist ab Kreis-
oder l-andesgrenze das Positivnetz, ggf. auf den
kürzesten geeigneten Straßen (Nr. 2.4), anzut-ahren.

6. Ordnungswidrigkeiten

Verstölle des Beförderers und/oder Fahrzeugführers
gegen die Pflichten aus dieser Allgemeinverfügune
können gemäß $ 10 Abs. 1 Nr. 3 c) bznv. Nr. 4 b) GGVS
als Ordnungswidrigkeiten geahndet werden.

7. Inkrafttreten

Diese Allgemeinverfügung ergeht unter dem Vorbehalt
des jederzeitigen Widerrufs und tritt am 1.04.199-5 in
Kraft.
Sie gilt iängstens biri zum 31.12.1997.

8. Gegen cliese Allgemeinverfügung kann innerhalb
eines Mclnats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben
werden. Der Widerspruch ist beim l-andkrers Havelland,
Platz dcr Freiheit l. I4712 Rathenow schriftlich zu
erheben oder zur Nieclerschritt zu erklären.

Rathenow" 10.01.1995

Dr. B. Schröder
I-anrlrat

I

J
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flinweis

Der Landkreis Havelland möchte darauf hinweisen. daß
d i e

Vertrandssatzung dex; Zweckverbandes für das
Studieninstitut für kommunale Verrvaltung

mil amtlicher Bekanntmachung des Minisfers des Innern,
vom S.Ft:hl'uar 1995, genehmigt wurde.

Der Wortlaut der Verbandssatzuns ist im

Amtlichen Anzeiger des; I-andes Brandenhur: ,
Nr. 10,

vom fl"Fehruar 1995 veröffentlicht worclen.
L,

G esa mt vol lstrecku ng ssac he

In der Gesarntvollstreckungssache UNIREP Engineering
(Nord) GmbH, Am Neuendclrf-er Sancl, 14770
Brandenburg, erkläre ich hierdurch unter Bezucnahme
auf g 60 KO dic

Massenunzu länglichkeit.

Az.: 35_N_ s2zl()4 (Amrsgerichr potsdam)

Rechtsanu,ait Roll' RattunrJe
als Verwaltcr
Kurfürstcndamm 212. 10719 Berlin

Neue flortrenrichtw,erte im t andkreis Havelland

ücr f.-iul achterausschu ß für Grunclstückswerte im
Landkreis F{avcl,land hat Bodenrichtwertc zum Stichtag
31.12.1994 crmitt t : l t  und diesc in einer Bodenrichtwert_
kartc nach{r:wiesen.

Diese licgt vier Wochen im l"-andkreis Havelland.
Kataster- und Vc:rmessungsamt in Nauen,
Waldenrardarnm 3. Fiur im I.  uncJ II .  Stock und in
Rathenow, Flatz der Freiheit  1, Haus II .  Flur im
Errerchof] irf'f entlich aus.
Dic Bcdr":nrichtwertkartc des l-andkreises Havelland
bestcht ;tus elnem Kartenblatt, welche für eine Gebühr
von 30,(X) DM in rjer Geschäftsstelle erworben werden
känn.
Darithr:r hinaus kann bei der Geschäftsstelle des
(i u tach t cra usv:h usses fü r Grundstückswerte auch
pers<inlich odcr telefonisch Auskunft über ciie Boden_
rrchl ivsrtc errngeholt werden.

f i 'el  hlr. :  0l '321 1417313 bis 315, Fax: 03321.417444\

Neufestsetzung der Ortsdurchfahrt Gnoß-Behnitz
gemäß g 5, Abs. 2 des Brandenburgischen
Straßengesetzes

Auf der Grundlage des $ 5, Abs. 2 (Brandenb. Str.G) in
der Fansung vom Il.06.1992 und dem Beschluß Nr. 63/
94 der Gemeindevertretung Groß-Behnitz, wird die
Grenze der Ortsdurchfahrt Groß-Behnitz im Zuge der
Kreisstraße (ehemals Na X) von km 1.605 bis km 3.055
festgesetzt.

Rechtsbehel fsbelehrung:

Gegen diese Entscheidung kann innerharb eines Monats
nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht ,
schriftlich oder zur Niederschrift des urkundenbeamten
der Geschäftsstelle, erhoben werden.
Die Klage muß dem Kläger, den Beklagten und den
Streitgegenstand bezeichnen.
Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten.
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und
Beweismittel sollen angegeben werden.
Zuständigas Verwaltungsgericht ist das
Verwaltungsgericht Potsdam, Aliee nach Sanssouci 6.
14471Potsdam.

Der L-andrat
landkreis Havelland

Ausschreibung

Der l-andkreis Havelland beabsichtigt nachfolgendes
Grundstück zum Zwe*ke der Bebauung sowie der
Sanierung des vorhandenen Gebäudes für soziale
Zwecke, insbe-rcndere für betreutes und
behindertengerechtes Wohnen, mit den dafür
notwendigen sozialen und medizinischen
Betreuungsei nrichtun gen, zu verkaufen.

Grundlage ist der notarielle Vertragsentwurf vom
13.05.1994, der zummmen mit einem Kurzexposeö auf
Anforderung übersandt wird.

Die Auswahlentscheidung für den Investor erfolgt durch
den Kreistag.

Grundstück: Falkensee, R.-Breitscheid_
Str .12 -  14

Kommune: Stadt Falkensee
[-age: Ortstei] Finkenkrug
Grundstücksgröße: 3.119 qm, davon 245 qm

überbaute Fläche
ca. 1.090.940,- DM (Srand der
Wertermittlung2g. 1 1. 1 993)

bt

I

Kaufpreis:
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Interessierte Investoren wenden sich bitte bis zum
19. Mai 1995 an:

l-andkreis Havelland
Amt für Wirtschaftsförderuns
Herm Karnetzki
Platz der Freiheit 1
I4712 Rathenow
Tel.: 0338 5 155 1,2231-.andkreis Havelland

Trinkwasser- und Abwasserzrveckverband Glien

S A T Z U N G

über die Abwasserbeseitigung
(Abwasserbeiseitigungssatzung - ABS)

Aufgrund der $$ 5 und 35 der Gemeindeordnung vom
15.10.1993 (GVBI.BB, S. 398), der $$ 21 ff. des
Wassergesetzesvom 2.7.1982 (GBI. I., S.467)
in Verbindung mit dem Umweltrahmengesetz vom
29.06.1990 (GBI. I, S. 649), $$ 4,6 des Vorschalt-
gesetzes zur Regelung der Zuständigkeit auf dem Gehiet
des Wasserrechts sowie der Gevzärserunterhaltung und -

sanierung und des Gewässerschutzes (GVBI. BB.,
S. 444), des Ordungsbehördengesetzes -OBG- vom
13.12.1991(Gvtsl. BB., S. (>36) und des Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzes fl/wVG) vom 18. 12 .7991
(GVBI. BB., S. 661) hat die Versarnmlung rles
Tri nkwasser- und Abwa*rserzr"reckverbandcs Gl i en,
nachstehend "Verband" genannt, am 8.02.199-5, folgende
Satzung beschlossen:

Abschnitt I Allgemeine Bestimmungen

s l

Allgemeines

(1) Der Verband betreibt nach Maßgabe dieser Satzung
zur Beiseitigung des in seinem Entsorgungsgebiet
anfal lenden Abrvassers (Schmutzwasser) e i ne rechtl i che
jeweils selbständige Anlage

a) zur zentralen Schmutzwasserbeseit igung.

b) zur dezent ral en Sch rn u tzwa-rserbese i t i gu n g

als öffentliche Einrichtung

(2) Die Abwa-sserbeseitigung erfolgt mittels zentraler
Kanal isations- und Abwasserbehandlungsanlagen i m

Trennverfahren (zentrale Abwasseranlage) oder mittels
Einrichtungen und Vorkehrungen zur Abfuhr und
Behandl ung von Abwasser einschl iel3l ich Fäkalschl amm
(denzentrale Abwasseranlage).

(3) Der Verband kann die Abwasserbeseitigung ganz
oder teilweise durch Dritte vornehmen lassen.

(4) Art, [-age und Umfang der öfTentlichen Abwasser-
anlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung,
Enrreiterung und Sanierung bestimmt der Verband im
Rahmen der ihm obliegenden Abwasserbeseitigungs-
pflicht.

s 2

Begriffsbestimmungen

(1) Die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung
umfallt das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten,
Versickern, Verregnen und Verrieseln von Abwasser
xrwie die Beseitigung des i n Hauskläranlagen

anf'allenden Schlamms und des in abflulllosen Gruben I
gesammel ten Abwassers.

(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das
Grundstück im Sinne des Grundbuchrechtes.

(3) Grundstücksentwässerungsanlagen si nd alle
Einrichtungen zur Abwasserbeiseitigung, soweit sie
nicht Bestandteil einer öffentlichen Abwasseranlase
sind.

(4) Die zentrale öffentliche Abu'as.seranlage endet an der
Grenzc des zu entwässemden Grundstückes.

(5) Zu der zentralen öft-entlichen Abwasseranlage

gehören das gesainte öffentl iche Entwässerungsnetz

einschließlich aller technischen Einrichtunsen wie

a) tritungsnetz mit getrennten lritungen frir

Schrnutz.wanser und Niederschlagswasser 1"

fl'rennverfahren), die Anschlußleitungen, Reinigungs-

und Revisionsrchächte und Rückhaltebecken:

b) alle Einrichtungen zur Behandlung des Abwassers
wie z.B. die Klärwerke und ähnliche Anlagen, die im

Eigentum des Verbandes stehen und ferner die von

Dritten hergestellten und r-rnterhaltenen Anlagen, deren
sich der Verband bedient:

c) clffene und verrohrte Gräben und Wa-sserläufe, wenn

Ihnen wassen'echtlich die Gewässereigenschaft entzogen

ist und sie zur Aufnahme der Abwässer dienen.

$) Zur dezentralen öffentiichen Abwas-seranlage gehören

alle Vorkehrungen und Einrichtungen für Abfuhr und

Behandlung von Ahwzr.sser aus abflußlosen Gruben unci

aus Hauskläranlagen einschließlich Fäkalschlamm

außerhaltl des zu entwässernden Grundstückes.



Amtsblatt für den landkreis Havelland 1995 Seite 69

7) Sovieit sich Vorschriften die-ser Satzung auf den

Grundstückseigentümer beziehen, gelten die Regelungen

entsprechend auch für Erbbauberechtigte und solche

Personen, die die tatsächliche Gewalt über eine bauliche

Anlage oder ein Grundstück ausüben.

s 3

Anschlußzwang

(1) Jeder Grundstückseigentümer ist verpflichtet, sein

Grundstück nach Maßgabe der fblgenden Bestimmungen

an eine öff'entl iche Abwasseranlage anzuschließen,

sobalcl auf seinem Grundstück Abwasser auf Dauer

anlä11t.

U fZl Dauernder Anfall von Abwasser ist anzunehmen,

sobald das Grundstück mit Gebäuden für den dauernden

oder vorübergehenden Aufenthalt von Menschen oder

für gewerbliche oder industrielle Zwecke bebaut oder

mit der Bebauung des Grundstücks begonnen wurde.

(3) Die Vcrpfiichtung nach Abs. 1 richtet sich auf den

Anschluß an die zentrale Abwas.seranlage, soweit die

öffentlichen Kanalisationsaniagen für das Grundstück

betriebsbereit vohanden sind. sonst auf Anschluß des

Grundstücks an die dezentrale Abwasseranlase.

(4) Besteht ein Anschluß an die dezentrale Abwas.ser-

anlage, kann der Verband den Anrchluß an die zentrale

Abwasseranlage verlangen, sobald die Voraussetzungen

des Abs. 3 nachträglich eintreten. Der Grundstücks-

eigentümer erhält eine entsprechende Mitteilung mit der

AufTorderung zum Anschluß seines Grundstückes an die

zentrale Abwasseranlase. Der Anschluß ist innerhalb

b lron drei Monaten nacf, Zugang cler Autfbrderung

vorzunehmcn.

(5) Werden an einer Errchließungsstral3e, in die später

Entwässerungskanälc ei ngebaut r*'erden sollen,

Neubauten errichtet, so sind auf Verlangen des

Verbandes alle Einrichtungen für den künftigen

Anschl uß an di e zentrale ALrwasseranl age vc'rrzuberei tcn.

s 4

Benutzerzwang

Wenn und soweit ein Grundstück an eine öffentliche

Abwasseranlage angeschlossen ist, ist der Grunstücks-
eicentümer r,'erpflichtet, alles anfallende Abwasser -

sof-ern nicht eine Einleitungsbeschränkung nach $ i3 gilt -

der öl fentl ichen Ahwasseranlage zuzr"rführen.

I
I

l

br-

s s

Befreiung vom Anschluß- und Benutzerzwang

(1) Bei der zentralen Abwasseranlage kann die
Befreiung vom Anschluß und Benutzernvang auf
Antrag gewährt werden, wenn der Anschluß des
Grundstückes für den Grundstückseigentümer unter
Benicksichtigung der Erfordemisse des Gemeinwohls
unzumutbar ist. Der Antrag ist innerhalb eines Monats
nach Aufforderung zum Anschluß beim Verband zu
stellen.

Wird die Befreiung ausgesprochen, besteht ftir das
Grundstück hinsichtl ich der Schmutzwasserentsorgung
die Verpflichtung zum Anschluß und zur Benutzung der
dezentralen Abwasseranlase.

(2) Die Befreiung von Anschluß- und Benutzerzwang
kann unter dem Vorbehalt des Widem-rfes oder auf eine
bestimmte Zeit ausgesprochen werden.

$ o

En twä sseru ng sgenehm igu ng

(1) Der Verband erteilt nach den Bestimmungen dieser
Satzung eine Genehmigung zum Anschluß an die
jeweilige öffentliche Abwasseranlage und zum Einleiten
von Abwasser (Entwässerungsgenehm i gung).
Änderungen der Grundstücksentwässerungsanlage, der
der Entwässerungsgenehmigung zugrunde liegenden
Abwa-sserverhältnisse oder des Anschlusses an die
Abwa-sseranlagen bedürfen ebenfalls einer Ent-
wässeru ngsgeneh m i gu ng.

(2) Entwässerungsgenehmigungen sind von dem
Grundstücksei gentümer schri ftl i ch zu beantragen
(E ntwässerungsan trag).

(3) Der Verband entscheidet, ob und in welcher Weise
das Grundstück anzuschließen ist. Er kann Unter-
suchungen der Abwasserbeschaffenheit sowie
Begutachtung der Grundstücksentwässerungsanlagen
durch Sachverständige verlangen, sofem das zur
Entscheidung über den Entwässerungsantrag erforderl ich
erscheint. Die Kosten hat der Grundstückseigentümer zu
tragen.

(4) Die Genehmigung wird ungeachtet privater Rechte
erteilt und läßt diese unberührt. Sie gilt auch für und
gegen die Rechtsnachfolger des Grunstückseigentümers.
Sie ersetzt nicht Erlaubnisse und Genehmigungen, die
für den Bau oder Betrieb der Grundstücksentwässerungs-
anlage nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sein
sollten.
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(5) Der Verband kann - abweichend von den
Einleitungsbedingungen des $ 8 - die Genehmigung
unter Bedingungen und Auflagen sowie unter dem
Vorbehalt des Widemrfs oder der nachträglichen
Einschränkung oder Änderung erteilen.

(6) Der Verband kann dem Grundstückseigentümer die
Sel bstüberwach ung se i ner Grundstücksen twäs.seru n gs-
anlage sowie die Verpflichtung zur Vorlage der
Untersuchungsergebnisse auferlegen. Er kann ferner
anordnen, daß der Grundstückseigentümer eine
regelmäßige Überwachnung durch den Verband zu
dulden und die dadurch bedinsten Kosten zu erstatten
hat.

(7) Vor der Erteilung der Entwässerungsgenehmigung
darf mit der Herstellung oder der Änderung der
Grundstücksentwässerungsanlagen nur begonnen
werden. wenn und soweit der Verband sein
Einverständnis erteilt hat.

(8) Die Genehmigung erlischt, wenn innerhalb von z.wei
Jahren nach ihrer Erteilung mit der Herstellung oder
Änderung der Grundstücksentwässerungsanl age n icht
begonnen oder wenn die Ausführung zwei Jahre
unterbrochen worden ist. Die Frist kann auf Antrag um
jeweils höchstens z.wei Jahre verlängert werden.

s 7

Entwässerungsantrag

(1) Der Entwäqserungsantrag ist beim Verband mit dem

Antrag auf Baugenehmigung einzureichen, wenn die

Entwässerungsgenehmigung wegen eines genehmi-

gungspflichtigen Bauvorhabens erforderlich wird. In den

Fällen des $ 3 Abs. 4 ist der Entwässerungsantrag

spätestens einen Monat nach der Auffbrderung zum

Anschluß vorzulegen. Bei allen anderen Vorhaben ist

der Antrag einen Monat vor deren geplanten Beginn

einzureichen.

(2) Der Antrag für den Anschluß an eine zentrale

Abwa,sseranlasc hat zu enthalten:

a) Erläuterungsbericht mit einer Beschreibung des
Vorhabens und seiner Nutzunq.

b) Eine Baschreibung des gewerblichen Betriebes,

de-ssen Abwasser eingeleitet werden xtll, nach Art und

Umfäng der Produktion und der Anzahl der

Baschäfti gten sowie des voraussichtl ich anfal I enden

Abwassers nach Menge und Beschaffenheit.

c) Bei Grundstücksentwässerungsanlagen mit
Vorbehandlungsanlagen Angaben über

- Menge und Baschaffenheit des Abwassers
- Funktionsbe.schreibune der Vorbehandlunss-

anlage
- Behandlung und Verbleib von anfallenden

Rückständen (2.8. Schlämme, Feststoffe,
I,eichtstoffe)

- Anfallstelle des Abwansen im Betrieb.

d) Einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des
anzusohließenden Grundstückes im Maßstab nicht
kleiner als 1:500 mit folgenden Angaben:
- Straße und Hausnummer
- vorhandene und geplante bauliche Anlagen auf

dem Grundstück
- Grundstücks- und Eigentumsgrenzen a,
- I-age der Haupt- und Anschlußkanäle
- in der Nähe der Abwasserleitunsen vorhan<lencr

Baumbestand.

e) Einen Schnittplan im Maßstab 1:100 durch die Fall-

und Entlüftungsrohre des Gebäucles mit den Entwässe-
rungsprojekten.

t) Einen längsschnitt durch die Grundleitung und die

Revisionsschächte mit Angaben der Höhenmaße des

Grundstückes und der Sohlenhöhe im Verhältnis zur
Straße, bezogen auf NN"

g) Grundrisse des Kellers und der Geschos:se im Maßstahr
1:i00 soweit dies zur Darstellung der Grundstücks-
entwa-sserungsanlagen erforderl ich ist. Di e Grundri sse

müssen insbesclndere die Bestimmung der einzelnen
Räume und sämtliche in Frage kommenden Einläufe
scrwie die Ableitung unter Angabe rler lichten Wcite un6&

des Materials erkennen lassen, ferner die Entlüftung der

Lritungen und die Lrge etwaiger AbsperrschieLrer,

Rückstauverschlüsse oder Hebeanlase.

(3) Der Antrag für den Anschluß an die dezentrale

Abwasseranlage hat zu enthalten

a) Angaben über Art und Bemessung der Grundstücks-

entwässerungsanlage,

b) Nachweis der wasserbehördlichen Einleitungs-

eriaubn i s für d i e Grundsti.rcksentq'ässerun gsan I age,
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c) Einen mit Nordpfeil versehenen l-ageplan des
anzuschließenden Grundstückes im Maßstab nicht
kleiner als 1:500 mit folgenden Angaben:

- Straße und Hausnummer
- vorhandene und geplante Bauliche Anlagen auf

dem Grundstück
- Lage der Hauskläranlage bzw. Sammelgrube
- tage der Entwäs-serungsleitungen außerhalb des

Gebäudes mit Schächten
- Anfahr- und Entleerungsmöglichkeiten für das

Entsorgungsfahrzeug

(4) Schmutzwasserleitungen sind mit ausgezogenen
Linien darzustellen. Später auszuführende lritungen
sind zu punktieren. Dabei sind vorhandene Anlagen
schwarz, neue Anlagen rot und abzubrechende Anlagen

.Ldeln kenntlich zu machen. Die für Prüfungsvermerke
bestimmte grüne Farbe darf nicht verwendet werden.

s 8

Einleitu ngsbedingungen

(1) Für die Benutzung der öffentlichen Abwa-s*seranlagen
gelten die in Abs. 2 - 10 geregelten Einleitungs-
bedingungen. Wenn eine Einleitr-rng nach der Indirekt-
einleiterverordnung genehmigt wird, treten die in dieser
Genehmigung bestimmten Werte an die Stelle der in den
nachfolgenden Absiitzen festgelegten Einleitungs-
bedingungen. Eine aufgrund der Indirekteinleiteruer-
ordnung erteilte Einleitungsgenehmigung ersetzt für
ihren Geltungsumfang die Einleitungsuenehmigung nach
dieser Satzung.

(2) Alle Abwäs.ser dürfen nur über die Grundstücks-

5entwässerungsanlage eingeleitet werden.

(3) In den nach dem Trennverfahren entwässerten
Gebieten darf Niederschlagswasser, Grund- und .

Dränwasser sowie unbelastetes Kühlwasser nur in den
Ni ederschlagswas-serkanal, Schm utzwas,ser n ur i n cien
Schmutzwanserkanal einseleiter werden.

(a) In die öfTentlichen Abwasseranlagen dürfen solche
Stoffe nicht eingeleitet werden, die
- die Kanalisation verstopfen oder zu

Ablagerungen führen,
- giftige, übelriechende, explosive Dämpfe bilden,
- Bau- und Werkstoffe in stärkerem Maße

anqrcil-en sowie
- die Abwasserreinigung ocJer clie Schlamm-

lreseitigung erschweren.

Hi erzu gehören i nsbe-sondere fol gende Stoffe:

Fasern, Kunststoff'e, Textilien, grobes Papier u.ä.
(diese Stoffe dürfen auch in zerkleinertem
Zustand nicht eingeleitet werden);

br----

- Kunstharz, lacke, latexreste, Z&ment,
Kalkhydrat, Gips, Mörtel, flüssige und später
erhärtende Abf?ille sowie Bitumen und Teer und
deren Emulsionen

- Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Blut,
Molke;

- Kaltreiniger, die chlorierte Kohlenwasserstoffe
enthalten oder die die ölabscheidung verhindern;

- Benzin, HeizöI, SchmieröI, tierische und
pflanzliche Öle und Fette einschließlich des
durch diese Stoffe verunreinigten Wassers;

- Säuren und l-augen (zulässiger pH-Bereich
6,5 - 10 ), chlorierte Kohlenwasserstoffe,
Phosgen, Schwefelwasserstoff; Blausäre und
St ickstot'fivasserstoffsäure sowie deren Salze;
C-arbide, die Acetylen bilden; ausgesprochen
toxische Stoffe.

Falls Stoffe dieser Art in stark verdünnter Form anfallen
und dabei die in Abs. 6 genannten Einleiterwerte nicht
überschritten werden, gilt das Einleitverbot nicht; das
Verdünnungs- und Vermischungsverbot nach Abs. 9
bleibt von dieser Regelung unberührt.

(Abwasser mit radioaktiven Inhaltsstoffen darf nur
eingeleitet werden, wenn es der 2. Strahlenschutz-
verordnung vom 13.10.1976 i.d.F.vom 0S.01.1987 -
insbqsondere $ 46 Abs. 3 - entspricht

(6) Abwärser- insbesondere aus Industrie- und Gewerbe-
betrieben oder, vergleichbaren Einrichtun gen (2.8.
Krankenhäuser) dürfen, abgesehen von den übrigen
Begrenzungen des Benutzungsrechts, nur eingeleitet
werden, wenn sie in der Stichprobe folgende Ein-
leitungswerte nicht tiberschreiten:

1. Allgemeine Parameter

a) Temperatur: 35 'C

h) pH - Wert: wenigstens 6,5
höchstens 10.0

c) Absetzbare Stoffe:

nur soweit eine Schlammabscheidung aus Gründen der
ordnun gsgemäßen Funkt ionsweise der öffentl ichen
Abwasseranlagen erforderlich ist: 1 mlÄ, nach 0,5 Std.
Absetzeit

Zur Kontrolle anderer Parameter können auch niedrigere
Werte festgelegt werden, wie z.B. 0,3 ml/l für toxische
Metallhvdroxide"
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2. Verseifbare Öle, Fette und Fettsäuren 25O mg/

3. Kohlenwasserstoffe

a) direkt abscheidbar @IN 38409 Teil 19):
DIN 1999 (Abscheider für trichtflüssigkeiten)
beachten. Entspricht bei richtiger
Dimensionierung annähemd 150 mg/l KW.

b) soweit eine über die Abscheidung von
Irichtfl üssi gkeit hinausgehende Entfemung von
Kohlenwasserstoffen erforderlich ist: Kohlen-
wassentoff, gesamt (gemäß DIN 38409 Teil 18):
20 mgfl

4. Organische halogenfreie l-osemittel

Mit Wasser ganz oder teilweise mischbar und biologisch
abbaubar: Entsprechend spezieller Festlegung, jedoch

Richtwerte auf keinen Fall größer als er der löslichkeit
entspricht oder als 5 SA.

5. Anorganische Stoffe (gelöst und ungelöst)

a) Arsen: (As) 1 mg/
b) Blei: (Pb) 2 mg/\
c) Cadmium: (Cd) 0,5 mgl
d) Chrom: (sechswertig): (Cr) 0,5 mg/l
e) Chrom: (Cr) 3 mg/l

d Kupfer: (Cu) 2 mg/l
g) Nickel: (Ni) 3 mgÄ
h) Qurcksilhcr: (Hg) 0,05 mgfl
i) Selen: (I-e) 1 mg/i
j) Zink: (Zn) s mg/l
k) Zinn: (Sn) 5 mgl
l) Cobald: (Co) 5 mg,4
m) Silber: (Ag) 2 mgl

6. Anorganische Stoffe (gelöst)

a) Stickstoff aus Ammonium und Ammoniak
(f.lH 4-N+NH3-N): 80 mgll -5000 EG Z00mgl
5000 EG

b) Cyanid, gesamt (CN): 2O mgt

c) Fluorid (F):60 mg/

Nitrit, falls größere Frachten anfallen (NO2-N):

10 mg/l

Sulfat (SO4):600 mg/

Phosphorverbindungen (P): 15 mg/l

d)

e )

Organische Stoffe

a) Wasserdampfflüchtige hologenfreie Phenole
(als C6H5OH): 100 mll

b) Farbstoffe: Nur in einer so niedrigen

Konzentration, daß der Vorfluter nach Einleitung
des Ablaufs einer mechanisch-biologischen

Kläranlage visuell nicht mehr geftirbt erscheint,
z.B. für roten Farbstoff: Extinktion 0.05 cm-l

8. Spontan sauerstoffverbrauchende Stoffe gemäß zur

Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung ,
"Bestimmung der spontanen Sauerstof ehrung (G 24)"

17. Lieferung; 1986: 100 mg/l

9. Für vorstehend nicht aufgeführte Stoffe werden die

Einleitungswerte im Bedarfsfalle festgesetzt. 4

(7) Bei der Einleitung von Schmutzwasser von gewerb-

lich oder industriell genutzten Grundstücken oder von

anderem nicht häuslichen Schmutzwa-sser in öft-entliche
Abwasseranlagen ist eine qual ifizierte Stichprobe vorzu-

sehen. Sie umfaßt mindestens fünf Stichproben, die - in

einem Tnitraum von höchstens zwei Stunden im Abstanci

von nicht weniger als zwei Minuten entnommen -

gemischt werden. Die Mischprobe ist nicht bei den

Parametern Temperatur und pH-Wert anzuwenden.

tsei der Einleitung sind die vorstehend genannten

Grenzwerte einzuhalten. Der Grenzwert gilt auch dann

als eingehalten, wenn die Ergebnisse der letzten fünf im

Rahmen seines Überwachungsrechtes vom Verband

durchgeführten Überprüfungen in vier Fällen den

Grenzwert nicht übemchreiten und kein Ergebnrs den

Grenztweft um mehr als il00 % übersteigt. Dabei bleiben

Überprüfungen, die länger als drei Jahre zuriickliegen, 4

unberücksichtigt.

Die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen

Be-schaffenheit der Abwässer notwen'Jigen Unter-

suchungen sind nach dem Deutschen Einheitsverfähren

zur W:nser-, Abwa-slser- und Schlammuntersuchung in

der jeweils gültigen Fassung ocler der entsprechenden

DI N -Norm des FachnorTnenaussch usses Wasserwesen

im Deutschen institut für Normunc e.V.. Berlin.

auszuführen.

(8) Höhere Einleitungswerte können im Einzelfall - nur

unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs - zugela-ssen

werden, wenn nach den Besonderheiten des Falles die

schädlichen Stoffe und Eigenschaften der Ab*'äqser

innerhalb die.ser Grenzen für die öffentlichen Abwasser-

anlagen, die bei ihnen beschäftigten Perstlnen uncl die

Abwasserbehandl unc vertretbar siird.
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Niedrigere als die aufgeführten Einleitungswerte und
Frachtbegrenzungen können im Einzelfall festgesetzt
und die Einhaltung der geringeren Einleitungswerte
kann angeordnet werden, soweit dies nach den Um-
ständen des Falles geboten,erscheint, um eine Gefähr-
dung der öffentlichen Abwa,sseranlagen oder der bei den
Anlagen beschäftigten Personen, die Beeinträchtigung
der Anlagen oder eine Erschwerung der Abwasserbe-
handlung sowie der landwirtschaftlichen Klärschlamm-
verwertung zu verhüten. Das Einleiten oder Einbringen
von Stoffen, die die geringeren Einleitungswerte über-
schreiten, fallt im Geltungsbereich der Anordnung unter
das Einleitungsverbot nach Abs. 6.

(9) Es ist unzulässig, entgegen den jeweils in Betracht
kommenden Regeln der Technik Abwa.sser zu ver-
dünnen oder zu vermischen, um Einleitungswerte zu

.l'umgehen oder die Einleitungswerte zu erreichen. Dies
gilt nicht in bezug auf den parameter Temperatur.

(10) Ist damit zu rechnen, daß das anfallende Schmutz-
wasser nicht den Anforderungen gemäß den vor-
stehenden Regelungen entspricht, so sind geeignete
Vorbehandlungsanlagen zv erstellen und geeignete
Rückhaltemaßnahmen zu ersreifen.

(11) Werden von dem Grundstück Stoffe oder Abwässer
im Sinne der Abs. 4 bis 6 unzulässigerweise in die
öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet, ist der
Verband berechtigt, auf Kosten des Grundstücks-
eigetümers die dadurch entstehenden Schäden in der
Abwasseranlage zu beiseitigen, Untersuchungen und
Messungen des Abwassers vorzunehmen und selbsttätige
Meßgeräte mit den dafür erforderlichen Kontroll-
schächten einbauen zu lassen.

5, Abschnit [I Besonderrc Bestimmungen frir zentrale
Abwasseranlagen.

$ e

Anschlußkanal

(1) Jedes Grundstück muß einen eigenen, unmittelbaren

Anschluß an die öffentliche Abwa-sseranlage haben.

Die L:ge und lichte Weite des Anschlul3kanals und die

Anordnung der Revisisonsschächte bestimmt der

Verband.

(2) Der Verband kann ausnahmsweise den Anschluß

mehrerer Grundstücke an einen gemeinsamen Anschluß-

kanal zulassen. Diese Ausnahme setzt voraus, daß die

beteiligten Grundstückseigentümer die Verlegung,

Unterhaltung und Benutzung der Grundstücksent-

wä*sserungsanlagen auf dem jeweils fremden Grundstück

durch Eintragung einer Baulast gesicherf haben.

tr----

(3) Der Verband läßt den Anschlußkanal für die
Schmutzwasserbeseiti gung herstel len.

(4) Ergeben sich bei der Ausführung der Anschlußkanäle
unvorhersehbare Schwierigkeiten, die auch ein Ab-
weichen von dem genehmigten Plan erfordern könnten,
so hat der Grundstückseigentümer den dadurch für die
Anpassun g sei ner Grundstücksentrvlisserun gsan I age
entstehenden Aufwand zu tragen. i

Der Grundstückseigentümer kann keine Ansprüche
geltend machen für Nachteile, Erschwernisse und
Aufwand die durch solche Anderungen der An-
schlußkanäle beim Bau und beim Betrieb der
Grundstücksentwässerungsanlage entstehen.

(5) Der Verband hat den Anschlußkanal zu unterhalten
und bei Verstopfung zu reinigen. Die Kosten trägt der
Grundstückseigentümer, wenn die Reinigung und die
Unterhaltung durch sein Verschulden erforderl ich
geworden ist.

(6) Der Grundstückseigentümer darf den Anschlußkanal
nicht ohne Genehmigung des Verbandes verändern oder
verändern lassen.

s r 0

G ru ndstü cksentwässeru ngsanlage

(1) Der Grundstückseigentümer hat die Entwässerungs-
anlage auf dem anzuschließenden Grundstück auf seine
Kosten herzustellen, zu unterhalten und nach Bedarf zu
reinigen. Er hat die Verbindung der Grundstücks-
entwässerungsanlage mit dem Anschlußkanal im
Einvemehmen mit dem Zwerkverband herzustellen.
Grundstücksentwässerungsanlagen sind nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik herzrstellen
und zu betreiben (DIN 1986 Grundstücksentwässerungs-

anlagen).

Die letzte Reinigungsoffnung der Grundsücks-
entwä-rserun gsanl age sol I i n ei nem Rev isionsschacht
außerhalb des Gebäudes bzw. in einer geeigneten
Vorrichtung innerhalb des Gebäudqs enden, die sich als
Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage so nah
wie rnöglich an der öffentlichen Abwasseranlage, aber
auf dem jeweiligen Grundstück befinden soll.

Ist für das Ableiten der Abwässer in den lGnalanschluß
ein natürliches Geftille nicht vorhanden oder besteht
Rückstaugefahr, die durch eine Rückstaudoppel-
vorrichtung nicht sicher beseitigt werden kann, so muß
eine Abwasserhebeanlage eingebaut werden.
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(2) Die Verfüllung von Rohrgeräten hat nach DIN 18300

zu erfolgen. Die Herstellung von Rohrgräben, das Ver-

legen de-s Hausanschlusses bis zum Revisionsschacht

xrwie das Verfüllen der Rohrgräben muß sach- und

fachgercht erfolgen.

(3) Die Grundstücksentwäqserungsanlage darf erst nach
ihrer Abnahme durch den Verband in Betrieb genommen

werden. Bis zur Abnahme dürfen Rohrgräben nicht
verfüllt werden. Werden bei der Abnahme Mängel

festgestellt, so sind diese innerhalb einer zu stellenden

Frist zu be-seitigen. Die Abnahme befreit den Grund-

stückseigentümer nicht vc-ln seiner Haftung für den

ordnungsgemäßen Zustand der Grundstücks-

entwässerungsanlage.

(4) Die Grund stücksentwässerungsanlage ist stets in

einem einwandfreien und betriebsf,ähigen Zustand zu

erhalten. Werden Mängel festgestellt, so kann der

Verband fordem, daß d ie Grundstücksentwässerungs-

anlage auf Kosten des Grundstückseigentümers in den

vorschriftsmäßigen Zustand gebracht wird.

(-5 ) Entsprechen vorhandene Grundstücksentwä-sserungs-

anlagen nicht oder nicht mehr den jeweils geltenden

Bestimmungen im Sinne des Abs. 1, so hat sie der

Grundstückseigentümer auf Verlangen des Verbandes

auf eigene Kosten entsprechend anzupassen. Für dic

Anpansung ist dcm Grundstückscigentümer cine

angemq\senc Frrst ci nzuräumen.

Der Grundstückseigentümer ist zur Anpassung auch

tlann verpllichtet, wenn Anderungen an der öffentlichen

Abwanseranlage das erforderl ich machen.

Die Anpassungsmaßnahmen bedürfen der Genehmigung

durch den Verband. Die $$ 6 und 7 sind entsprechend

anzuwenden.

s i l

Überwachung der Gmndstücksentwässenrngsanlage

(1) Dem Verband oder seinen Beauftragen ist zur

Prüfung der Grungstücksentwärserungsanlage oder zur

Beseitigung von Störungen sofort und ungehindert

T,utritt zu dieser Anlage, zu den Abwa-rserbehandlungs-

anlagen und zu den Abwasseranfallstellen zu gewähren.

Sie sind berechtigt, notwendrge Maßnahmen anzu-

ordnen, insbesondere das eingeleitete oder einzuleitende

Abwasser zu überprüfen und Proben zu entnehmen.

(2) Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage,

insbesondere Vorbehandlungsanlagen, Revisions-

schächte, Rückstauverschl üsse sowi e Abwa-qser-

behandh:ngsanlagen müssen zugänglich sein.

(3) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, alle zur
Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage
geforderten Auskünfte zri erteilen.

s 1 2

Sicherung gegen Rückstau

(1) Rückstauebene ist die Straßenoberfläche vor dem
anzuschließenden Grundstück. Unter dem Rückstau
liegende Räume, Schächte, Schmutz.wasserabläufe usw.
müssen nach den technischen Bestimmungen für den
Bau von Grundstücksentwässerungsanlagen gemäß DIN
1986 gegen Rückstau gesichert sein. Die Sperrvor-
richtungen sind dauernd geschlossen zu halten und
dürfen nur bei Bedarf ceöffnet werden.

(2) Wo die Absperrvorrichtungen nicht dauernd e
geschlossen sein können oder die angrenzenden Räume
unbedingt gegen Rückstau geschützt werden müssen,
z.B. Wohnungen, gewerbliche Räume, I-agerräume für
lrbensmittel oder andere wertvolle Güter, ist das
Schmutzwa-sser mit einer automatisch arbeitenden
Abwa-s.serhebevorrichtung bis über die Rückstauebene
zu heben und dann in die öffentliche Abwasseranlase zu
le i ten.

Abschnitt III Besondere Vomchriften frir die
dezentrale Abwasseranlage

s 1 3

Bau, Betrieb und Überwachung

(1 ) Die Grundstücksentwässerungsanlagen (abflußlose
Gruben, Hauskläranlagen) sind von dem Grundstücks-
eigentümer gem. DIN 198(r und DIN 4261 (Klein- 4
Kläranlagen, Anwendung, Bemessung, Ausführung und
Betrieb) zu errichten und zu betreiben. Bei Entnahme
von Proben, Prüfung oder Störung ist dcr Zutritt zur
Anlage zu gewährleisten"

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind so
anzulegen, daß das Entxtrgungsfahrzeug ungeh i ndert
anfahren und die Grundstücksentwässerungsanlage ohne
weiteres entleert werclen kann.

(3) Für die Überwachung gilt g 11 sinngemäf3. Die
Grundstücl<.seigentümer sind verpfl ichtet Ar"rskunft zu
erteilen.

s 1 4

Einbringungsverbote

In die Grundstücksentwässerungsanlage dürt'en die in
$ 8 Abs. 4 aufgeführ1en StofTe nicht eingeleitet werclen.
$ 8 Abs. 4 Satz 4 bleibt unberührt.
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b

S r s

Entleerung

(1) Die Hauskläranlagen und abflußlosen Sammelgruben
werden vom Verband oder seinem Beauftragten regel-

mäßig entleert bzw. entschlammt. Zu diesem Zweck ist

dem Verband oder seinem Beauftragen ungehindert

Zutritt zu gewähren. Das anfallende Abwasser bz-w. an-

fallender Fäkalschlamm werden einer

Behandlungsanlage zugeführt.

(2) lm einzelnen gilt für die Entleerungshäufigkeit:

a) Abflußlose Sammelgruben werden bei Bedarf geleert,
jedoch mindestens nachweislich 2 x in 12 Monaten. Der
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig -

mindestens eine Woche vorher - beim Verband oder bei

dem von ihm beauftragten die Notwendigkeit einer

Grubenentleerung an-zuz.eigen Die Vornahme der
Grubenentleerung ist durch Vorlage der jeweiligen

Rechnungen des Entsorgungsunternehmens gegüber dem

Trink- und Abwas.serzweckverband Glien nach
Aufforderung nachuzuweisen.

b) Hauskläranlagen werden bei Bedarf entschlammt,
wobei in der Regel jedoch Mehrkammer-Absetzgruben
einmal jährlich und Mehrkammer-Ausfallgruben in

znveijährigem Abstand zu entschlammen sind.

(3) Der Verband oder seine Beauftragten geben die

Entsorgungstermine bekannt. Die Bekanntgabe kann

öffentlich geschehen. Der Grundstückseigentümer ist
verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, damit die

Entsorgung zum festgesetzten Zeitpunkt erfolgen kann.

r.- (4) Die katastermäßige Erfassung der Abwasser-
- 

*rnrnelcruben ist über den Trink- und Abwasser-

zweckvJrband Glien einzuleiten.

Abschnitt tV Schlußvorschriften

$ 1 6

Maßnahmen an den öffentlichen Abwasseranlagen

Einrichtungen öffentlicher Abwasseranlagen dürfen nur
von Beauftragen des Verbandes oder mit Zustimmung
des Verbandes betreten werden. Eingriffle an
iiffentl ichen Abwasseranlagen si nd unzul ilssig.

s 1 7

Anzeigepflicht

(1) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen

des Anschlußiru'angs ($ 3 Abs. 1), so hat der Grund-
stückseigentümer dies unverzüglich dem Verband

mitzutei len.

(2) Gelangen gefährliche oder schädliche Stoffe in eine
der öffentlichen Abwasseranlagen, so ist der Verband
unverzügl i ch nt unterrichten.

(3) Der Grundstückseigentümer hat Betriebsstörungen
oder Mängel am Anschlußkanal unverzüglich dem
Verband mitzuteilen.

(4) Wechselt das Eigentum an einem Grundstück, so hat
der bisherige Eigentümer die Rechtsänderung unver-
züglich dem Verband schriftlich mitzuteilen. In gleicher
Weise ist auch der neue Eigentümer verpflichtet.

(5) Wenn Art und Menge des Abwassers sich erheblich
ändern (2.8. bei Produktionsumstellungen), so hat der
Grundstückseigentümer dies unverzüglich dem Verband
mitzuteilen.

s 1 8

Altanlagen

(1) Anlagen, die vor dem Anschluß an eine öffentliche
Abwa-sseranlage der Beseitigung des auf dem Grund-
stück anfallenden Abwassers dienten und die nicht als
Bestandteil der angeschlossenen Grundstücksent-
wässerungsanlage genehmigt sind, hat der Grundstücks-
eigentümer innerhalb von drei Monaten auf seine Kosten
so herzurichten, daß sie für die Aufnahme oder
Ableitung von Abwa-sser nicht mehr benutZ werden
können.

(2) Ist ein Grundstück nicht mehr zu entwässern, schließt
der Verband den Anschluß auf Kostän des Grundstücks-
eigentümers.

s l e

Vorhaben des Bundes und des Landes

Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für
Vorhaben des Bundes und des [-andes. soweit dem
gesetzliche Regelungen nicht entgegenstehen.

s 2 0

Befreiungen

(1) Der Verband kann von den Bestimmungen in $$ 6 ff.
dieser Satzung, soweit sie keine Ausnahmen vorsehen,
Befreiung erteilen, soweit die Durchführung dieser
Bestimmungen im Einzelfall zu einer offenbar nicht
beabsichtigten Härte führen würde und die Befreiung
mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.

(2) Die Befreiung kann unter Bedingungen und
Auflagen sowie befristet erteilt werden. Sie steht unter
dem Vorbehalt des jederzeitigen Widemrfes.
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s 2 1

Haftung

(i) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung

clder satzungswidriges Handeln entstehen, haftet der

Verursacher. Dies gilt insbesondere, wenn entgegen

die.ser Satzung schädliche Abwässer oder sonstige Stoffe
in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet werden.

Femer hat der Verursacher den Verband von allen

Ersatzansprüchen freizustellen, die Dritte in diesem

Zusammenhang gegen der Verband geltend machen.

(2) Wer entgegen $ 16 unbefugt Einrichtungen von

Abwasseranlagen betritt oder Eingriffe an ihnen
vomimmt, haftet für entstehende Schäden.

(3) Der Grundstückseigentümer haftet außerdem für alle

Schäden und Nachteile, die dem Verband durch den

mangelhaften Zustand der Grundstücksentwärserungs-

anlage, ihr vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht

sachgemäßes Bedienen entstehen.

(4) Wer durch Nichfbeachten der Einleitungsbe-

dingungen dieser Satzung die Erhöhung der Abwanser-

gabe ($ 9 Abs. 5 AbwAG) verursacht, hat dem Verband

den erhöhten Beitrag der Abwasserabsaben zu eßtatten.

(5) mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner

((r) Bei Überschwemmungsschäclcn als Folge von

a) Rückstau in der öfTentlichen Abwa-qseranlage,

2.ts. bei Hochwasser, Wolkenbrüchen,

Frostschäden clder Schneeschmelze:

b) Betriebsstörungen, z.B. bci Ausfall eines

Pumpwerkes;

c) Behinderungen des Abwa-sserabflusses, z.B. bci

Kanalhruch oder Verstopfung;

d) zeitweilig.er Stillegung der öffentlichen

Abwasseranlage, z.B. bei Reinigungsarbeiten tm

Straßcnkanal oder Ausführunsen von

Anschlußarbeiten:

hat der Grundstückseigentümer einen Anspruch auf

Schadenenatz nur, soweit die eingetretenen Schäden

vom Verband schuldhaft verursacht worden sind.

(7) Wenn bei der dezentralen Entsorgung trotz erfolgter

Anmeldung zur Entleerung oder Entschlammung infolge

höherer Gewalt, Streik, Betriebsstörungen oder betriebs-

notwendiger Arbeiten die Entrcrgung erst verspätet

durchgeführt wcrden kann oder eingeschränkt bzw'.

unterbrochen werden muß, hat der Grundstücks-

eigeniümer keinen Anspruch auf Ersatz eventuell

bedingter Schäden.

s22

Zwangsmittel

(1) Für den Fall, daß die Vorschriften dieser Satzung
nicht befolgt werden oder gegen sie verstoßen wird,
kann nach den $$ 13 - 23 des Ordnungsbehörden-
gesetzes in Verbindung mit den gg 15 - 25 des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes durch zuständi gen
Behörden ein Zwangsgeld bis zu 100.000 DM angedroht
und festgesetzt werden. Dieses Zwangsmittel kann
wiederholt werden, bis die festgestellten Mängel
beseitigt sind.

(2) Die zu ernttingende Handlung kann nach vorheriger
Androhung im Wege der Ersatzvomahme auf Kosten
des Pfl ichtigen durchgesetzt werden.

(3) Das Zwangsgelcl und die Kosten der Ersatzvornahmc J

werden im Venwaltungszwangsverfahren eingezogen.

$ 2 3

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten i.d.F. vom 19.02.1.987 (BGBI I. S.
602) handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen

a) $ 3 Abs. 1 sein Grundstück nicht rechtzeitig an
d i e öf 

'fen 
tl i che Abwa-rseran I age anschl ießen I äß r ;

b) $ 3 Abs. 3 sein Grundstück nicht nach dem vom
Verband vorgeschriebenen Verfahren entwässert;

c) $ 4 das bei ihm anfallende Abwasser nichr in die
öffentliche Abwasseranlage ableitet; 

4

d) dem nach $ 6 genehmigten Entwässerungsanfrag
die Anlage ausführt;

e) $ 7 cien Anrchluß seines Grundstückes an clie
ötfentliche Abwasseraniage oder die Änderung
der Entwässerungseenehmigung nicht beantragt

l) $ 8 oder 14 Abwasser einleitet, da.c einern
Einleitungsverbot unterliegt, oder Abwasser
einleitet, da-s nicht den Einleitungswcrreil
entspricht;

g) $ 10 Abs. 3 die Grundstücksenrwd-sserunguanlage
oder auctr 

"Ieile 
hierr'on vor der Abnahme rn

Betrieb nimml oder Rohrgräben vnr def
Abanahme verfulit:

h) $ 10 Abs.4 die Entwasserungsanlage seines
Grundstückes nicht orndungsgemäß betreibt
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i) S 1L Beauftragten des Verbandes nicht
ungehindert Zutritt zu allen Teilen der
Grundstücksentwässerungsanlage gewährt;

j) $ 15 Abs. 2 die ,\nzeige der notwendigen
Grubenentleerung unterläßt, nicht 2 x in 12
Monaten eine Entleerung vornimmt; die
Entsorgungsnachweise der Entleerung dem
Zweckverband nach Aufforderung nicht vorlegt.

k) $ 15 Abs. 1 die Entleerung behindert;

1) $ 16 die öffentliche Abwasseranlage betritt oder
sonstige Maßnahmen an ihr vornimmt;

m) $ 17 seine Anzeigepflicht nicht oder nicht
unverzüglich erfüllt

(2) Die Ordnungsmäßigkeit kann mit einer Geldbuße bis
zu 5.000,-DM geahndet werden.

s 2 4

Beiträge und Gebühren

(1) Für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung,
Erneuerung und Benutzung der öffentlichen Abwa-sser-
anlage werden Beiträge und Gebühren nach einer
besonderen Satzung erhoben, die auf dem branden-
burgischen Kommunalabgabengesetz (KAG) vom
27.06.1991(GVBI. BB. S. 200( beruht.

(2) Für die Genehmigung von Grundstücks-
entwäs.serungsanlagen werden Verwaltungskosten nach
der Verwaltungskostensatzung erhoben.

$ 2 s

Übergangsregelung

(1) Die vor Inkrafttreten der Satzung eingeleiteten

Genehmigungsverfahren werden nach den Vorschriften
dieser Satzung weitergeführt.

(2) Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die
Anschlußvoraussetzungen gegeben sind und das
Grundstück noch nicht an eine öffentliche Abwasser-
anlage angeschlossen ist, ist der Entwässerungsantrag
gemäß $ 7 die.ser Satzung spätestens zwei Monate nach
ihrem Inkrafttreten einzureichen.

S 2 o

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit dem Tage nach der öffentlichen
Bekanntmachung in Kraft.

Gleichzeiti g tritt die Abwasserbesei tigungssatzung vom
04.1 1 .1992 außer Kraft.

Der Trink- und Abwasserzrveckverband Glien

Paaren. den 13.02.95

Eitner Bathe
Verbandsvorsteherin Mitarbeiter des

Zweckverbandes
Glien
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